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Mit der vorliegenden, am „Europa-Institut
der Universität des Saarlandes“ als Magis-
terarbeit angenommenen Studie zur euro-
päischen Presse-Selbstkontrolle wendet sich
der Autor der nach wie vor umstrittenen Fra-
ge des Regelungsmodells der Selbstkontrol-
le im Medienrecht zu. Suhr betont im ersten,
einleitenden Teil (S. 20 –25) die Aktualität
des Problems, das mit dem Unfalltod der
Prinzessin von Wales (1997) und einer Ent-
schließung des Europäischen Parlaments
(1992), in der EU sei die Wahrung des jour-
nalistischen Berufsethos in Absprache mit
den Berufsverbänden zu fordern, an Bedeu-
tung gewonnen hat. Vor diesem Hintergrund
konzentriert sich die Analyse auf die Frage,
ob sich aus den einzelnen nationalen Mo-
dellen und ihrer eventuellen Rechtsverbind-
lichkeit ein internationales oder europäi-
sches Rechts-„Prinzip“ zur Förderung, Koor-
dinierung und Harmonisierung der Presse-
Rechtskontrolle herleiten lässt. 

Im zweiten Teil (S. 26–73) folgt einer
rechtsvergleichenden Darstellung der Praxis
der Pressekodizes in einzelnen europäischen
und außereuropäischen (etwa USA, Austra-
lien und Kanada) Ländern die Analyse des
institutionalisierten Verfahrens der Selbst-
kontrolle. Sowohl bei den Pressekodizes als
auch bei diesem Verfahren handelt es sich
ganz überwiegend um freiwillige private
Gründungen, da die Presseräte gemeinsam
von journalistischen und verlegerischen Ver-
bänden getragen werden. Hierzu wird rich-
tig darauf hingewiesen, dass staatliche Trä-
gerschaft bzw. jeweils in unterschiedlichem
Maße präsente staatliche Einflussnahme in
institutionalisierten Verfahren zahlreicher
noch als bei den Pressekodizes zum Aus-
druck kommen. Suhr weist hier auch auf die

Altersstufen nicht freigegeben sind. In der
Gründung der FSF im November 1993 sieht
Kirschnek einen Schritt in die richtige Rich-
tung. Dass aufgrund der engen Zusammen-
arbeit der Landesmedienanstalten im Ju-
gendschutzbereich der LfK nur ein geringer
eigener Gestaltungsspielraum verbleibt,
wird ebenso richtig gesehen, wie die Unmög-
lichkeit, binnenfamiliäre Defizite im Um-
gang mit dem Medium Fernsehen durch ge-
setzliche Regelungen auszugleichen. 

3. Ausführungen zur Rundfunkfinanzierung
und zu den Werberegelungen im Gesetz run-
den die Erörterung ab, wobei dem Verf. darin
beizutreten ist, dass eine Finanzierung pri-
vater Rundfunkveranstalter über die Rund-
funkgebühr systemwidrig und unzulässig
ist. Dass dann umgekehrt den öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten der Werbe-
markt verschlossen bleiben sollte, ist nur
konsequent. 

Abschließend erörtert Verf.einige ausgewähl-
te Probleme des Landesmediengesetzes, wie
Fragen der Begrenzung der Anzahl der Ver-
breitungsgebiete und damit zusammenhän-
gende Probleme des Bestandsschutzes, der
aber in einem Ausmaß zurückgedrängt wird,
das auch durch die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts nicht zwingend ver-
anlasst ist.

V.
Der Ertrag des Werks liegt vor allem in den
praktisch handhabbaren Aussagen, die es
zur verfassungskonformen Anwendung der
Bestimmungen über privaten Rundfunk im
Landesmediengesetz Baden-Württemberg,
aber auch anderer Landesmediengesetze
macht. Denn der Gesetzesanwender sieht
sich in allen Bundesländern vor ähnliche ver-
fassungsrechtliche Probleme gestellt.

Prof. Dr. Christoph Degenhart, Leipzig
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vollständig verwirklicht ist und die staatlich
geförderte Presse-Selbstkontrolle als Vor-
wand für eine exzessive staatliche Presse-
beschränkung dienen könnte.

Dem Autor ist es gelungen, auf knapp
hundert Seiten eine schwer überschaubare
Materie mit originellen Lösungsvorschlägen
zu bewältigen. Allerdings wäre es wichtig,
solche Untersuchungen nicht nur schwer-
punktmäßig im „Großraum“ Westeuropa,
sondern auch in Bezug auf die Länder, wo die
Problematik von akuter Bedeutung ist, also
im osteuropäischen Vergleich durchzufüh-
ren. Gerade mit diesem Buch ist eine gut fun-
dierte Vorarbeit geleistet. Eine ausführliche
Literaturliste (S. 101–114) und ein zuver-
lässiges Stichwortverzeichnis (S. 115–118)
erleichtern den Umgang mit der dargelegten
Problematik. Vom inhaltlichen Ertrag profi-
tieren Fachleute, denen die oft unnötig kom-
plizierten Satzkonstruktionen sicherlich
nicht zuviel Unbehagen bereitet werden.

Priv.-Doz. Dr. Edin Šarč evi ć, Leipzig

Selbstkontrolle dokumentiert. Ein anderes
Beispiel liefert das österreichische Modell,
wo eine gerichtlich durchsetzbare Verpflich-
tung zum Abdruck vom Presserat ausge-
sprochener Rügen möglich ist. Dies zeigt,
dass private Presse-Selbstkontrolle durch-
aus maßvoll und trotzdem nicht unverbind-
lich und sanktionslos sein kann.
Die Ansätze für eine Harmonisierung und ei-
ne Institutionalisierung der Presse-Selbst-
kontrolle auf internationaler Ebene sind
überblickartig im dritten Teil (S. 74 –91)
dargestellt. Die knappe und instruktive Dar-
stellung der Diskussion im Rahmen der UNO,
der Mediendeklarationen der UNESCO, der
Praxis auf der EG-Ebene, ein Verweis auf die
regionalen internationalen Kodizes in den
arabischen Staaten, in Asien und Latein-
amerika sowie auf die „Münchener Erklä-
rung der Pflichten und Rechte der Journalis-
ten“ (1971) führt zu einem zwiespältigen Er-
gebnis: Die Regelungsform der Selbstkon-
trolle finde national und international
weithin Zuspruch, wobei die Frage der ef-
fektiven Selbstkontrolle auf der nationalen
Ebene unterschätzt bleibe. Zutreffend merkt
Suhr diesbezüglich an, dass die internatio-
nale Presse-Kontrolle ihre äußere Schranke
an den Appellen gefunden hat, deren Um-
setzung vornehmlich von den Nichtregie-
rungsorganisationen wahrgenommen wird.
Wenn hierzu konstatiert wird, dass in der
überwiegenden Zahl der betrachteten Staa-
ten die privaten Einrichtungen der Selbst-
kontrolle nicht aufgrund eines Appells der
Regierung zustande gekommen sind, son-
dern vielmehr, um konkret angedrohten ge-
setzlichen Verschärfungen zuvorzukommen,
eröffnet sich die Frage, wie auf der europäi-
schen Ebene weiter verfahren werden soll,
wenn die Presseverbände der Aufforderung
der Kommission nicht nachkommen und
auch einen eigenen Kodexvorschlag der
Kommission ablehnen. Suhr schlägt zwei Al-
ternativen vor: Entweder eine rechtliche
Grundlage für eine europäische Selbstkon-
trolle zu schaffen oder durch Inaussichtstel-
lungen konkreter zusätzlicher gesetzlicher
Beschränkungen die Bereitschaft für eine
Einrichtung in privater Trägerschaft zu för-
dern. Wenn dafür der Europarat als richtige
Adresse angesehen wird, ist dies eine logi-
sche Konsequenz der Tatsache, dass die Pres-
sefreiheit nicht in allen Mitgliedsstaaten

Pluralität der Modelle hin und gliedert die-
se dann aufgrund ihrer Rechtsnatur und Ver-
bindlichkeit in zwei Gruppen: Pressekodizes
ohne und mit gesetzlicher Grundlage. 

Die rechtsvergleichende Analyse der
einzelnen Problemkomplexe, etwa der
Anknüpfung der Verfahrensordnungen an
das Verbreitungsmedium bzw. an die publi-
zistische Tätigkeit, der Zusammensetzung
der Kontrollgremien oder der Ausgestaltung
des Verfahrens führt zur nächsten Problem-
stellung: Inwieweit ist das Verfahren der
Selbstkontrolle verfassungs- und menschen-
rechtlich bedenklich? Die Verfahren der
Selbstkontrolle „mit gesetzlicher“ und „ohne
gesetzliche“ Grundlage unterliegen densel-
ben Bindungen an höherrangiges Recht. Ge-
messen an den Erfordernissen des nationa-
len Verfassungsrechts und der EMRK könne
man diesbezüglich keine nennenswerten
Zweifel äußern. Vor diesem Hintergrund
wird in einem weiteren Schritt die Frage der
Reformvorschläge erörtert, wobei zwei Fra-
genkomplexe – Organisation der Selbstkon-
trolle und Durchsetzung der Entscheidun-
gen – angesprochen sind. 

Verwiesen wird in diesem Zusammenhang
auf die Diskussion über die Möglichkeiten der
Schaffung von hoheitlichen Einrichtungen
der Pressekontrolle, einerseits durch die Zu-
sammenfassung der Pressetätigen in einer
Berufskammer und andererseits durch den
Presse-Ombudsmann. Gegen die Berufs-
kammer wird eingewendet, dass z.Zt. in fast
allen betrachteten Landespressegesetzen
die Errichtung von Berufsorganisationen der
Presse mit Zwangsmitgliedschaft und einer
Standesgerichtsbarkeit mit hoheitlichen Be-
fugnissen verboten ist. Der Presse-Ombuds-
mann scheint jedoch für eine nichtstaatliche
und weitgehend unparteiische Selbstkon-
trolle – hier dargestellt am Beispiel Schwe-
den – durchaus geeignet zu sein. Vorteilhaft
an diesem Modell – so der Autor – ist, dass die
Beteiligung eines Ombudsmannes neben der
Einschaltung von Vertretern der Öffentlich-
keit und pressefremden Vorsitzenden für ei-
ne gesteigerte Effektivität ohne stärkere
Rechtsverbindlichkeit steht. Wenn es hierfür
in der Bundesrepublik Deutschland an der
Bereitschaft der Presseverbände fehlt, führt
dies Suhr konsequenterweise zu der Schluss-
folgerung, dass eine solche Ablehnung die
Grenzen der Bereitschaft zur freiwilligen
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